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Michelle  

Die zweijährige Michelle starb im August 2004 an einem Hirnödem. 

Trotz einer schweren Mandelentzündung ließen die Eltern sie an die 

24 Stunden unbeaufsichtigt. Auch einen Arzt alarmierten sie nicht. 

Ihre Schwester Laura, mit Michelle im Zimmer eingesperrt, musste 

deren Sterben mit ansehen. Das auf die Familie aufmerksam 

gewordene Jugendamt hatte eine Sozialpädagogische Familienhilfe 

an zwei Tagen in der Woche installiert. Diese Fachkraft glaubte allen 

Beteuerungen der Mutter, einer gelernten Altenpflegerin, und 

überprüfte diese nie. ĂIch war nie im Kinderzimmer“ gestand sie 

der Polizei, schließlich war die Mutter „so freundlich und kooperativ“; 

im Kinderzimmer waren die Wände voller Kotverschmierungen, der 

Boden voller Unrat und überall waren Fliegen. 

taz nord, Mittwoch, 15. Februar 2006, S. 23. 

 



ñThe same lessons being identified every 

timeñ 

Every decade since the 1940s has had its share of 
scandals, with the same lessons being  identified every 
time ï better communication between the agencies, 
better co-ordination of action, and greater attention 
paid to the child rather than the adults. 

Douglas/Lowe (2009) 

¿ Bessere Kommunikation zwischen den 
 professionellen Akteueren 

¿ Bessere Absprachen über das Vorgehen 

¿ Größere Aufmerksamkeit dem Kind als den 
 beteiligten Erwachsenen gegenüber 



Defizite in den informativen Vernetzungen 

¿ Die Defizite in den informativen Vernetzungen 

behindern frühzeitiges Erkennen und Reagieren. Sie 

verlängern die Zeiträume, in denen die Kinder 

Misshandlungen und Vernachlässigungen 

ausgesetzt sind. Sie verweisen auch auf die Frage 

nach den innerhalb der verschiedenen Systeme 

geltenden Handlungsmaximen für den Kinderschutz. 

¿ Unkenntnis der Handlungslogiken der jeweils 

anderen beteiligten Institutionen/ professionellen 

Personen führt zu falschen Erwartungen hinsichtlich 

der Weitergabe des Misshandlungsverdachts. 

 

(Fachstelle Kinderschutz im Land Brandenburg (2008)) 



Mannigfache Ursachen für das Verkennen von 

Schutzpflichten in komplexen Systemen von 

Wechselbeziehungen und Dysfunktionalitäten 

 

¿ Historisch bedingt: „Schatten der Vergangenheit“ 

¿ „Maßlose Überhöhung des Elternrechts“ (Fieseler, 2005) 

¿ „falsch verstandene Dienstleistungsorientierung“ (10. Kinder- und Jugendbericht -
1998!) 

¿  Verkennung/Leugnung von Schutzpflichten durch Jugendämter: (“Jugendamt ist 
Jugendamt und kein Wächteramt“ (Mörsberger); Osnabrücker Fall (1994!); Der 
„Fremdmelder ist gestört – er wird selbst zum Klienten“ (Kohaupt, 2006) , aber 
auch durch Familiengerichte: „Jede Familie ist besser als ein Heim“ 
(Amtsgerichtsdirektor) 

¿ Kaum Ausbildung in der Sozialen Arbeit in Kontexten der Unfreiwilligkeit und der 
Kindeswohlgefährdung 

¿ Fortbildungsdefizite auch bei den Familiengerichten aller Instanzen 

¿ Soziale Arbeit lange Zeit in Deutschland von Ideologien, nicht oder kaum von 
Empirie geleitet (Köckeritz, 2005) 

¿ Mangelndes interdisziplinäres Vorgehen bei der Erkennung von 
Gefährdungsrisiken – „Versäulung“ der Hilfe- und Interventionssysteme 

¿ Arbeitsbelastung (Fallzahlen); Erfahrung: Bachelor; Altersstuktur im Stab 

¿ Fehlende Fachaufsicht über Jugendämter in Deutschland (14. Kinder- u. 
Jugendbericht , 2013) 



Völkerrecht - UN-Kinderrechtskonvention 

Artikel 19 
Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung 

 
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, 

Verwaltungs-, Sozial-und Bildungsmassnahmen, um das Kind vor 
jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, 
Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder 
Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung 
einschliesslich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es 
sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds 
oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person 
befindet, die das Kind betreut.  

(2) Diverse Schutzmassnahmen sollen je nach den Gegebenheiten 
wirksame Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen 
enthalten, die dem Kind und denen, die es betreuen, die erforderliche 
Unterstützung gewähren und andere Formen der Vorbeugung 
vorsehen sowie Massnahme zur Aufdeckung, Meldung, 
Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in 
den in Absatz 1 beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von 
Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der Gerichte.  

 



Kinderrechte im Grundgesetz 

¿ Das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 

(Art. 2 Abs. 2 GG), 

¿ Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 

(Art. 2 Abs. 1 GG), 

¿ Die Verpflichtung zur Wahrung der Menschenwürde 

(Art. 1 Abs. 1 GG) 

 gehören bekanntlich zu den Grundpfeilern unserer 

Verfassung schlechthin. Die Geltung dieser 

fundamentalen Verfassungsaussagen für 

Minderjährige stellt niemand in Frage  

 



„Sowohl als auch“ – ein Spannungsverhältnis Art.6 Abs. 2 

GG 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutze der staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen 
Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie 
getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten 
versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu 
verwahrlosen drohen. 



Gesetzgebung zu Kindeswohlgefährdungen seit 

1998 

 Bundesebene 
¿ Kindschaftsrechtsreformgesetz (1998)  

¿ Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung (2000) 

¿ Gewaltschutzgesetz (2000) 

¿ Kinderrechteverbesserungsgesetz (2002) 

¿ Kinder- und Jugendhilfeentwicklungsgesetz (KICK) (2005) 

¿ Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei 

Gefährdung des Kindeswohls (2008) 

¿ FamFG (2009) 

¿ Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 

(2011) 

¿ Bundeskinderschutzgesetz ï BKiSchG (2012) (einschließlich 

KKG) 

 Landesebene 

¿ Schul- und Gesundheitsgesetze (z.B. Hess. Schulgesetz und 

Hess. Kindergesundheitsschutzgesetz; Rheinland-Pfalz, 

LandeskinderschutzG) 

¿ Änderungen im Polizeirecht aller Bundesländer (seit 2000) 



Inhaltsübersicht Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) = „Gesetz 

zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen“ 

¿ Art. 1 Gesetz zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG – Neues Bundesgesetz ) 

¿ Art. 2 Änderung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – SGB VIII 

¿ Art. 3 Änderungen anderer Gesetze 

¿ Art. 4 Evaluation 

¿ Art. 5 Neufassung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch 

¿ Art. 6 Inkrafttreten – 01.01.2012 

(BGBl 2011 Teil 1 Nr. 70, S. 2975 ï 2982) 



Ziel der Reformen: Überwindung der Versäulung der 

unterschiedlichen mit Eltern und Kindern befassten 

Systeme ï Ăweit ist der Weg..............ñ 
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„Wiederentdeckung“ des Schutzauftrages der Kinder und Jugendhilfe 

– Grenzen der Reformen - 14. Kinder- und Jugendbericht - 

¿ „Hilfen und Kontrollen“ 

¿ „Gesellschaftliche Forderung nach einer achtsameren Kinder- 
und Jugendhilfe“ 

¿ „Qualifizierungsprozess in Bezug auf fachlich angemessene 
und sorgfältige Reaktionen auf gewichtige Anhaltspunkte für 
eine Kindeswohlgefährdung 

¿ „Verstärkte öffentliche Verantwortung für das Aufwachsen 
bringt neue fachliche und strukturelle Herausforderungen 
hervor“  

¿ Warnungen vor den Paradoxien schematischer Anwendungen 
und einer Absicherungsmentalität 

¿ Gefahren der Bürokratisierung, Schematisierung 

¿ Dennoch: Weiterhin „unterliegt die Tätigkeit der örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe und der kommunalen Jugendämter 
keiner Fachaufsicht (…). Entscheidungen der Jugendämter nur 
ausnahmsweise einer externen Kontrolle unterliegen“  



JA muss bei gewichtigen Anhaltspunkten tätig 

werden 

§  8a Abs. 1 SGB VIII 

 Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die 

Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen 

bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame 

Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage 

gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 

sowie das Kind oder den Jugendlichen in die 

Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach 

fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen 

unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 

persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt 

zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 

geeignet und notwendig, so hat es diese den 

Erziehungsberechtigten anzubieten. 



§  8a SGB VIII – Dimensionen des 

Schutzauftrags 

¿ Verfahrensstandard 

¿ „Vieraugenprinzip“ 

¿ Umgang mit Informationen 

¿ Pflicht zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos 

¿ Wahl der geeigneten und verhältnismäßigen Mittel 

¿ Transparenzgebot und Strukturelle Ambiguität: „Hilfen und Kontrollen“ 

¿ Partizipationsgebot auch und gerade hier 

¿ Beobachtungs- und Erhebungsinstrumente 

¿ Gefährdungsabwendungspflicht  „zuvörderst“  der Eltern, erst danach des 

Staates führt zu: 

¿ Mitwirkungspflichten der Eltern bei Einschätzung eines Gefährdungsrisikos und 

zum Informationsbeschaffungsrecht des Staates 

¿ Hausbesuch: unmittelbare Eindruck von Kind und Umgebung 

¿ Feststellung der Gefährdung führt zum Hilfsangebot, soweit geeignet und 

notwendig 

¿ Bereichsspezifischer Datenschutz 



Voraussetzung des Hausbesuchs 

  

 §  8a Abs 1, Satz 2 SGB VIII (neu): 

 „(….) hat das Jugendamt (…), sofern dies 

nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, 

sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von 

dem Kind und von seiner persönlichen 

Umgebung zu verschaffen“  

 



§  8a SGB VIII (2005) zwischen Hilfe und 

Kontrolle  

¿ „Jugendhilfe soll Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl 

schützen“ (§  1 I Nr. 3 SGB VIII) 

¿ Strukturelle Ambivalenz – „Hilfen “ und  „Kontrollen“  

¿ „falsch verstandene Dienstleistungsorientierung“ 

¿ §  8a SGB VIII: „Nur“ Verfahrensvorschrift?! 

¿ „Legitimation durch Verfahren“? 

¿ Informationsverdichtung; Qualifizierung der Einschätzung 

¿ „Aus Fehlern Lernen“ – „Fehlerkultur“ 

¿ Strafverfahren – Garantenpflichten 

¿ Konkretisierung des Art. 6 Abs. 2, Satz 2 GG 

¿ Für Verfahren der Behörde und der Justiz gilt der 

Amtsermittlungsgrundsatz (staatliches Wächteramt“) 



§  8a SGB VIII – eine Erfolgsgeschichte?! 

¿ Bundesweit repräsentative Evaluation der Wirkungen bis 2015 

dennoch bereits beobachtbar: 

Qualifizierungsschub durch 

¿ Fortbildungen, Handlungsleitlinien, Dienstanweisungen 

¿ Fachpublikationen 

¿ Online-Handbücher 

¿ Checklisten, Erhebungsbögen 

¿ Materialien, Beobachtung, Forschung  

¿ Gründung des NZFH 

¿ Zwar gesteigerter Personaleinsatz, jedoch keine Fallzahlbegrenzung 

¿ Gewinn an Handlungssicherheit   



Ergebnisse der Gefährdungseinschätzung durch das JA 

Duisburg (2011) nach einer §  8a Meldung 

 

¿ Kindeswohlgefährdung gegeben               77,8% 

¿ Kindeswohlgefährdung verneint                22,2%  

¿ Kind bereits dem JA bekannt                     55,0% 

 

Falls Kindeswohlgefährdung bejaht, erfolgten:  

¿ Beratungsanbebote                                   45,0% 

¿ Ambulante/teilstationäre HzE                    26,0%  

¿ HzE außerhalb des Elternhauses             10,0% 

¿ Einschaltung des Familiengerichts             5,0% 

 

Myers/Pothmann (2012) 

 



GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNGEN nach §  8a 

– Statistisches Bundesamt (2013) 

¿ Im Jahre 2012 fanden 107 000 Verfahren zur 

Einschätzung der Kindeswohlgefährdung statt 

¿ Eindeutig Kindeswohlgefährdung  17. 000 (16%) 

¿ „Latente Kindeswohlgefährdung“   21. 000 (20%) 

¿ Keine Kindeswohlgefährdung        68. 000 (64%) 

 davon  

¿ Voraussetzung HzE gegeben        34. 000 (32%) 

¿ Voraussetzung HzE nicht gegeb.   34. 000 (32%) 



GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNGEN nach §  8a 

– Statistisches Bundesamt (2013) 

¿ Bei 66% der Kinder mit akuter oder latenter 

Kindeswohlgefährdung lagen Anzeichen von 

Vernachlässigung vor 

¿ In 26% der Fälle lagen Anzeichen von psychischen 

Misshandlungen vor 

¿ In 24% der Fälle wiesen die Kinder Anzeichen für 

körperliche Misshandlung auf 

¿ Anzeichen für sexuelle Gewalt wurden in 5% der 

Verfahren festgestellt 

¿ Verfahren bei 51% für Jungen und 48% für Mädchen  



GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNGEN nach §  

8a – Statistisches Bundesamt (2013) 

¿ 25%  unter 3 Jahren 

¿ 20%   3 – 5 Jahre alt 

¿ 22%   6 -  9 Jahre alt 

¿ 18%  10 – 13 Jahre alt 

¿ 15%  14 – 17 Jahre alt 



GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNGEN nach §  

8a – Statistisches Bundesamt (2013) 

Auf mögliche Kindeswohlgefährdung machten 

aufmerksam: 

● 18.000 (17%) Polizei, Gericht oder StA 

● 15.000 (14%) Bekannte oder Nachbarn 

● 14.000 (13%) Schulen und  

 Kindertageseinrichtungen 

● In 11% der Fälle erfolgten die Hinweise anonym  



Wann schaltet das Jugendamt das FamG ein?  

§  8a Abs. 2 SGB VIII 

 Hält das Jugendamt das Tätigwerden des 

Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 

Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die 

Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage 

sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 

mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und 

kann die Entscheidung des Gerichts nicht 

abgewartet werden, so ist das Jugendamt 

verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in 

Obhut zu nehmen. 



Zivilrechtlicher Kinderschutz 

 §  1666 BGB – Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder 
sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in 
der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die 
Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich 
sind. 

(2) (….) 

(3)  Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören 
insbesondere  

1.  Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 

2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen, 

3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Familienwohnung 
oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich in einem bestimmten Umkreis 
der Wohnung aufzuhalten oder zu bestimmende andere Orte 
aufzusuchen, an denen sich das Kind regelmäßig aufhält, 

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein Zusammentreffen 
mit dem Kind herbeizuführen, 

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge, 

6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge.  



 
Zivilrechtlicher Kinderschutz §  1666a BGB Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit 

 
(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes 

von der elterlichen Familie verbunden ist, sind nur 

zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, 

auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden 

kann. (…) 

(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen 

werden, wenn andere Maßnahmen erfolglos 

geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie 

zur Abwendung der Gefahr nicht ausreichen.  



Anzeige des Jugendamtes und gerichtliche 

Maßnahmen gem. §  1666 BGB 

Jahr  Anrufung des FamG  Gerichtliche 

Maßnahme  

1991 8 759 6 998  

… 

2005 9 724 8 686  

2006 10 764 9 572  

2007 12 752 10 769  

2008 14 906 12 244  

2009 15 274 12 164 

2010 16 197 12 681 

2011 15 924 12 723 

Statistisches Bundesamt; Statistik der Kinder- und Jugendhilfe  
 



Interventionsgründe in der familiengerichtlichen 

Praxis 

¿ Vernachlässigung   207 61,1% 

¿ Seelische Misshandlung                  117 36,8 % 

¿ Körperliche Misshandlung                75 23,6 % 

¿ Elternkonflikte um das Kind              75        23,6 % 

¿ Sexueller Missbrauch                        53       16,7 % 

¿ Autonomiekonflikte                            41       12,9 % 

¿ Sonstiges                                           74       23,3 % 

N= 318 (Mehrfachnennungen) 

Gefährdungslagen der Kinder und Jugendlichen 

Münder u.a., Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz (2000) 
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Inobhutnahmen (§  42 SGB VIII) 
  

1995   23 271 

1996   27 822 

1997   31 564 

1998   31 277 

1999   31 431 

2000   31 124 

2001   31 438  

2002   28 887  

2003   27 378  

2004   25 916 

2005   25 664 

2006   25 998 

2007   28 192  

2008   32 253 

2009   33 710 

2010   36 343 

2011   38 500 (für 10 400 [27%] HzE außerhalb der Familie) 

2012   40 200      (für  9 600 [24 %]  HzE außerhalb der Familie  



Inobhutnahmen, Sorgerechtsentzüge, HzE bei 

Kindern unter 6 Jahren, Angaben pro 10.000 

 

Jahr     Inobhutnahmen   Sorgerechtsentzüge       HzE 

2002  6,7                           7,9      50, 4 

2005              7,3                   9,0                     62,5  

2008            13,3                         13,3                   104,2    

2009            13,5                         13,2                   107,7 

2010            14,1                         13,9                   107,9 

Myers/Pothmann (2012)  



Wann schaltet das Jugendamt Dritte ein?  

§  8a Abs. 3 SGB VIII 

 Soweit zur Abwendung der Gefährdung das 

Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 

Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei 

notwendig ist, hat das Jugendamt auf die 

Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten 

hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden 

erforderlich und wirken die Personensorgebe-

rechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, 

so schaltet das Jugendamt die anderen zur 

Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen 

selbst ein.  



 

Was müssen freie Träger und Dienste bei Bekanntwerden von 

gewichtigen  Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung 

unternehmen?  

§  8a Abs. 4 SGB VIII 

In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass  

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für 
die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen 
eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. 2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene 
Fachkraft {ISEF} beratend hinzugezogen wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in 
die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der 
beratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft 
insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 
Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet 
werden kann. 
 



Fachliche Beratung zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen 

§  8b Abs. 1 SGB VIII 

 Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder 

Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung 

einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber 

dem örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf 

Beratung durch eine insoweit erfahrene 

Fachkraft {ISEF} . 

 



Support bei den „schwierigsten Aufgaben 

professioneller Hilfe“?! 

¿ Durch kollegiale Beratung – „Vier-Augen-Prinzip“? 

¿ Durch Einschaltung der Vorgesetztenebene? 

¿ Durch ISEF ? 

¿ Durch Supervision? 

¿ Durch Sicherstellung der Wissensbestände externer 

Experten? 

¿ Durch angemessene Fallzahlen und Zeitressourcen? 

¿ Durch Aus- und Fortbildung? 

¿ Durch fachkundige Rechtsberatung? 

¿ Durch Zusicherung von Rechtsschutz? 

 



Steigerung der Handlungssicherheit der Akteure 

¿ Jugendamt: Einschätzung des Gefährdungsrisikos im 

Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte  

(§  8a Abs. 1 S. 1 SGB VIII: „Vier-Augen-Prinzip“) 

¿ Freie Träger: Einschätzung des Gefährdungsrisikos durch 

Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft ISEF (§  8a 

Abs. 4  S. 1 Nr. 2 SGB VIII) 

¿ Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder 

Jugendlichen stehen: Anspruch auf Beratung durch eine ISEF 

zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung  

(§  8b Abs. 1 SGB VIII) 

¿ Berufsgeheimnisträger: Anspruch auf Beratung durch eine ISEF 

zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung  

(§  4 Abs. 2 S. 1 KKG) 

 



Beratungsanspruch nach §  8b Abs. 1 SGB VIII 

¿ §  8b Abs. 1 SGB VIII gilt nicht in der Kinder- und Jugendhilfe, für sie 

gilt §  8a SGB VIII 

¿ §  8b Abs. 1 SGB VIII gilt nicht für ehrenamtlich Tätige 

¿ Anspruchsinhaber nach §  8b Abs. 1 SGB VIII z. B.: 

● Erzieher 

● Trainer in Sportvereinen, Reitlehrer etc. 

● Klavier-, Gesang-, Nachhilfelehrer etc. 

● Geistliche und Seelsorger 

● In der Sozialhilfe tätige Personen 

● Sozialarbeiter / Sozialpädagogen ohne staatliche Anerkennung 

● Lehrer an staatlich nicht anerkannten Privatschulen 

¿ §  8b Abs. 1 SGB VIII gilt nicht für Berufsgeheimnisträger und Lehrer; 

für sie gilt §  4 KKG als lex specialis 



Beratungsanspruch nach §  4 Abs. 2 S. 1 KKG 

 

 
§  4  Beratung und Übermittlung von Informationen durch 

Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung 

 

(2) Die [… Berufsgeheimnisträger und Lehrer] nach Absatz 1 haben zur 

Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 

erfahrene Fachkraft. […]“ 

 



Beratungsansprüche §  8b Abs. 1 SGB VIII / §  4 Abs. 2 S. 1 KKG 
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Salgo / Lack 

ISEF §  8b Abs. 1 SGB VIII §  4 Abs. 2 S. 1 KKG 

Anspruchsinhaber Personen, die beruflich in 

Kontakt mit Kindern oder 

Jugendlichen stehen 

Berufsgeheimnisträger 

und Lehrer  

(§  4 Abs. 1 KKG) 

Anspruchs-

voraussetzungen 

Vager Verdacht / „ungutes 

Gefühl“ einer 

Kindeswohlgefährdung 

Gewichtige 

Anhaltspunkte für eine 

Kindeswohlgefährdung 

(§  4 Abs. 1 KKG) 

Anspruchsgegner Jugendamt  

(„Örtlicher Träger der 

Jugendhilfe“) 

" Allzuständigkeit 

Jugendamt  

(„Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe“) 

" Allzuständigkeit 



Die ISEF ( insofern erfahrene Fachkraft ) 

¿ Eine Erfindung des KICK (2005) u. Erweiterung durch BiKSchG (2013) 

¿ Das Jugendamt hat das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte abzuschätzen  - Vieraugenprinzip 

¿ Das Gesetz kann nur die öffentlichen Träger der KJH unmittelbar 

verpflichten; deshalb bedarf es der Vereinbarungen 

¿ In den Vereinbarungen mit Einrichtungen und freien Trägern ist 

sicherzustellen, dass deren Fachkräfte Gefährdungseinschätzungen 

vornehmen – EINBEZIEHUNG in den Schutzauftrag 

¿ Bei der Gefährdungseinschätzung müssen diese eine insoweit 

erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen 

¿ Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden 

insoweit erfahrenen Fachkraft sind in die Vereinbarungen 

aufzunehmen (2012) 

¿ Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen 

stehen, haben bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im 

Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch 

auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (2012) 

 



Eigenständige Schutzpflichten der 

Leistungserbringer 

¿ Bei diesen stehen idR keine für eine Gefährdungseinschätzung 

ausgebildete Personen zur Verfügung, zB in einer Kita 

¿ Zur Sicherstellung der Fachkompetenz (des 

„Vieraugenprinzips“) auch bei diesen: Verpflichtung zur 

Hinzuziehung der ISEF 

¿ Fallverantwortung bleibt bei der Einrichtung/der Fallführenden 

¿ IdR keine Hinzuziehung von Fachkräften des ASD als ISEF; 

dies würde dem Zweck der Vorschrift widersprechen 

¿ Gefährdungseinschätzung in eigener Verantwortung des 

Trägers oder des Dienstes 

¿ Erst bei mangelnder Kooperation der Eltern schaltet freier 

Träger/Fallführender oder Dienst das Jugendamt ein 



Kein Entscheidungsspielraum des Trägers/der 

Einrichtung hinsichtlich der Hinzuziehung der ISEF 

 Der Gesetzgeber geht davon aus dass bei der Einschätzung 

von Kindeswohlgefährdungen typischerweise folgende 

Merkmale und Situationen vorherrschen: 

¿ Unsicherheit der fallzuständigen Fachkraft 

¿ Hohe Komplexität des Falles 

¿ Fehlende Kompetenz der fallzuständigen Fachkraft 

¿ Vertrauensvorschuss der Eltern als Auftraggeber 

¿ Hohe emotionale Belastung der fallzuständigen Fachkraft 

¿ Möglichkeit des Dissenses in der Einrichtung 

¿ Hoher Beratungsbedarf durch externe und unabhängige 

Fachkräfte       



Kernkompetenzen der ISEF 

¿ Fachbereichsübergreifende Rechtskenntnisse (Familienrecht, SGB V, 
VIII, IX, XII, FamFG, Sozialdatenschutz, StGB) 

¿ Diagnostische Kenntnisse zum Erfassen und Bewerten von riskanten 
Lebenssituationen 

¿ Risikofaktoren 

¿ Ressourcen 

¿ Kenntnisse der regionalen Angebots- und Netzwerkstruktur 

¿ Gesprächsführung 

¿ Selbstreflexion 

¿ Professionelle Balance zwischen Nähe und Distanz 

¿ Erfahrung mit der Arbeit von öffentlichen und freien Trägern der KJH 

¿ Kenntnisse über die Arbeit der Familiengerichte, der Polizei und der 
StA  

 



Inhaltsübersicht Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) = „Gesetz 

zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen“ 

¿ Art. 1 Gesetz zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG – Neues Bundesgesetz ) 

¿ Art. 2 Änderung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – SGB VIII 

¿ Art. 3 Änderungen anderer Gesetze 

¿ Art. 4 Evaluation 

¿ Art. 5 Neufassung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch 

¿ Art. 6 Inkrafttreten – 01.01.2012 

(BGBl 2011 Teil 1 Nr. 70, S. 2975 ï 2982) 



Warum bedurfte es des KKG? 

• Das BKiSchG regelt nicht nur Angelegenheiten 

der Kinder- und Jugendhilfe 

• Das BKiSchG adressiert auch andere Akteure wie 

Netzwerkbeteiligte und Berufsgeheimnisträger 

einschließlich der Lehrer 

• Der BMG hat sich geweigert, Kinderschutz auch 

zum Gegenstand des Gesundheitsrechts zu 

machen 

• Der Bekanntheitsgrad des seit dem 01.01.2012 (!) 

in Kraft getretenen BKiSchG ist sehr 

unterschiedlich bei den Adressaten 

 



Aus Fehlern lernen 

Im BKiSchG werden 

¿ Schutzlücken des geltenden Rechts aufgegriffen, 

¿ erstmals in einem Bundesgesetz Wege zur Überwindung der    

Versäulung der Hilfe- und Unterstützungssysteme und zu einer 

sinnvollen, ineinandergreifenden Verzahnung aufgezeigt und 

zusammengeführt, 

¿ Professionelle aus unterschiedlichen mit Kindern befassten 

Bereichen – außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe - 

sensibilisiert und zur interdisziplinären Vernetzung und 

Kooperation geführt. 

¿ Damit könnten immer wieder beschriebene Strukturdefizite 

überwunden werden 



§  4 Abs. 1 KKG 

¿ Aufzählung der Berufsgeheimnisträger u.a.: Ärzte, Psychologen, 
Berater, Sozialarbeiter, Sozialpädagogen, Lehrer 

¿ Berufsgeheimnisträger haben einen Schutzauftrag, sofern bei 
ihnen konkrete Hinweise oder ernst zu nehmende Vermutungen 
für eine Gefährdung („gewichtige Anhaltspunkte“) auftauchen 

¿ Berufsgeheimnisträger „sollen“ ihre Stellung und 
Vertrauensbeziehung nutzen und bei Bedarf bei den Eltern auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken 

¿ Setzt voraus, dass Berufsgeheimnisträger Angebotsspektrum der 
öffentlichen und freien Träger vor Ort kennen und 
vertrauensbildend wirken  

¿ Mehrstufiges Vorgehen – setzt auf allen Stufen umfassende 
Kenntnisse und Erfahrungen voraus; da diese häufig nicht 
vorhanden sind, wird Rechtsanspruch auf Beratung durch eine 
ISEF eingeführt 

¿ Bundeseinheitliche Regelung der Beratung und der Weitergabe 
von Informationen bei Kindeswohlgefährdung 

¿ Datenaustausch im Einzelfall  

 

 



§  4 Abs. 2 KKG 

¿ Rechtsanspruch auch der Berufsgeheimnisträger auf Beratung zur 

Einschätzung der Kindeswohlgefährdung durch eine insoweit 

erfahrene Fachkraft (ISEF) gegenüber dem Jugendamt 

¿ Häufig ist den Inhabern des Rechtsanspruchs nicht bekannt, dass sie 

einen solchen haben 

¿ Anpruchsverpflichteter und damit auch Kostenträger ist der örtliche 

öffentliche Träger der Jugendhilfe 

¿ ASD selbst kann diese Fachberatung idR  wegen unvereinbarer 

Rollenkonfusion nicht leisten 

¿ Jugendamt muss im Bedarfsfall den Berufgeheimnisträgern 

qualifizierte ISEF benennen können 

¿ Befugnis der Berufsgeheimnisträger zur Übermittlung von Daten in 

pseudonymisierter Form an ISEF  

¿ Dringender Fortbildungsbedarf bei den Berufsgeheimnisträgern zur 

Kindeswohlgefährdung 

 



ISEF für Berufsgeheimnisträger bei 

Kindeswohlgefährdung 

¿ Ob sich das ISEF -Konzept innerhalb der Kinder- und 

Jugendhilfe bewährt hat, ist noch kaum evaluiert 

¿ Der Gesetzgeber überträgt dennoch dieses Konzept auf 

Berufsgeheimnisträger und Lehrer 

¿ Berufsfeldspezifische Umstände sehr unterschiedlich, 

vom KKG aber nicht berücksichtigt 

¿ Soweit es um Heilberufe geht, hätte eine Regelung im 

Gesundheitsrecht erfolgen müssen 

¿ Weil es um „öffentliche Fürsorge“ geht, kann Bund 

Gesetzgebungszuständigkeit an sich ziehen 

¿ Inwieweit passt das iseF-Modell aus dem §  8a SGB VIII 

auf Berufsgruppen außerhalb der Kinder- und 

Jugendhilfe?!  



Eigenständige Schutzpflichten der 

Leistungserbringer, der Ärzte, Lehrer etc.  

¿ Bei diesen stehen idR keine für eine Gefährdungseinschätzung 

ausgebildete Personen zur Verfügung, zB in einer Kita, in einer 

pädiatrischen Praxis 

¿ Zur Sicherstellung der Fachkompetenz (des 

„Vieraugenprinzips“) auch bei diesen: Verpflichtung („sollen“) 

zur Hinzuziehung der ISEF Fallverantwortung bleibt bei der 

Einrichtung bzw. bei den Berufsgeheimnisträgern 

¿ IdR keine Hinzuziehung von Fachkräften des ASD als  ISEF; 

dies würde dem Zweck der Vorschrift widersprechen 

¿ Gefährdungseinschätzung in eigener Verantwortung des 

Trägers oder des Dienstes, der Berufsgeheimnisträger 

¿ Erst bei mangelnder Kooperation der Eltern schaltet freier 

Träger, Dienst, Berufsgeheimnisträger das Jugendamt ein 



Größte Herausforderungen des BKiSchG 

§  4 Gesetz zur Kooperation und Information im 

Kinderschutz (KKG)  

¿immer noch zu wenig bekannt bei den Adressaten 

¿Mehrstufiges Verfahren und Pseudonymisierung sind 

eine Herausforderung  

¿hätte mehr Wirkung, wenn es (auch) im Berufsrecht der 

Adressaten verankert wäre; dennoch war es ein richtiger 

erster Schritt, die Berufsgeheimnisträger einzubeziehen 

¿Adressaten brauchen mehr Fortbildung, weil 

Kindeswohlgefährdung/-bewahrung nicht Gegenstand der 

Grundausbildung   

 



Das Verhältnis von §  4 KKG zu landesrechtlichen 

Regelungen  

¿ Landesrechtliche Regelungen weichen teilweise 

inhaltlich vom KKG ab: bleiben zurück oder gehen 

darüber hinaus, sind enger oder weiter 

¿ Weil derselbe Sachverhalt geregelt wird und  sich 

der Adressatenkreis überschneidet, bricht 

Bundesrecht Landesrecht (Art. 31 GG): es gilt der 

Geltungsvorrang des Bundesrechts 

¿ Landesgesetzgeber braucht nicht 

anpassen/nachbessern, weil landesrechtliche 

Vorschrift Wirksamkeit verliert, als ob der 

Landesgesetzgeber das dem Bundesrecht 

widersprechende Landesrecht aufgehoben hätte 



§  4 Abs. 3 KKG 

¿ Befugnis zur Information des Jugendamtes an die Berufsgeheimnisträger, falls 
Tätigwerden zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung erforderlich 
(Befugnisnorm) 

¿ Sie handeln nicht mehr unbefugt i.S.v. §  203 Abs. 1 StGB 

¿ Vorrang der Informationsweitergabe mit Einverständnis 

¿ Aufklärung der Betroffenen vorab (Transparenzgebot) 

¿ Übermittlungsbefugnis der erforderlichen Daten 

¿ Übermittlungsbefugnis ist keine Verpflichtung zur Informationsweitergabe – 
keine Offenbarungspflicht 

¿ Die genannten Berufsgeheimnisträger haben aber durchweg Garantenpflichten 
gegenüber den Kindern und Jugendlichen   

¿ Ärztliche Schweigepflicht und Schweigepflicht der anderen 
Berufsgeheimnisträger bleibt bestehen 

¿ Schweigepflicht hohes Gut, kein Alibi, sondern Herausforderung 

¿ Mehr Handlungssicherheit für komplexe Einschätzungs- und 
Abwägungssituationen  

 



Mehrstufiges Verfahren nach §  4 KKG 

¿ Berufsgeheimnisträger haben einen Schutzauftrag, sofern bei ihnen konkrete 

Hinweise oder ernst zu nehmende Vermutungen für eine Gefährdung 

(„gewichtige Anhaltspunkte“) auftauchen  

¿ Berufsgeheimnisträger sollen bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine 

Kindeswohlgefährdung die Situation mit Kind und Eltern erörtern  

(§  4 Abs. 1 KKG) 

¿ Berufsgeheimnisträger sollen bei Kind und Eltern auf die Inanspruchnahme von 

Hilfen hinwirken (§  4 Abs. 1 KKG) 

¿ Dabei müssen Kind und Eltern über alle Schritte informiert werden 

(Transparenzgebot) (§  4 Abs. 1 und 3 KKG) 

¿ Die Berufsgeheimnisträger haben zur Gefährdungseinschätzung einen 

Rechtsanspruch auf Beratung durch eine  ISEF (§  4 Abs. 2 S. 1 KKG) 

¿ Die zur Beratung erforderlichen Daten müssen vor der Übermittlung an die  

ISEFpseudonymisiert werden (§  4 Abs. 2 S. 2 KKG) 

¿ Bei Erfolglosigkeit der Gefährdungsabwendung Befugnis zur Meldung an das 

Jugendamt, wenn dies der Berufsgeheimnisträger für erforderlich hält – jetzt 

ohne Pseudonymisierung der Daten (§  4 Abs. 3 KKG) 

 



Einbeziehung der Personensorgeberechtigten? 

¿ Die Befragenden gehören in der Regel zu den Berufsgeheimnisträgern 

gemäß §  4 Abs. 1 KKG, für die das mehrstufige Verfahren nach  

§  4 KKG vorgesehen ist: 
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§  4 Abs. 3 KKG: Weiterleitung von Verdachtsmomenten 

¿ Bundeseinheitliche Regelung zur Befugnis der Weitergabe von Informationen 

bei Kindeswohlgefährdung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§  4 Abs. 3 S. 
1 1. Hs. KKG 

•Scheitern der Gefährdungsabwendung 

§  4 Abs. 3 S. 
1 1. Hs. KKG 

•Berufsgeheimnisträger hält Tätigwerden des Jugendamtes zur 
Gefährdungsabwendung für erforderlich 

§  4 Abs. 3 S. 
1 2. Hs. KKG 

•Grundsätzlich: Hinweis an betroffenes Kind / Jugendlichen und seine  
   Personensorgeberechtigten von Befugnis der Weiterleitung 
   an das Jugendamt 
•Ausnahme:   wenn dadurch der wirksame Schutz in Frage gestellt wird  

   (z.B. bei sexuellen Missbrauch Minderjähriger) 

§  4 Abs. 2 S. 
2 KKG 

•Mitteilung an das Jugendamt der Wahl – jetzt ohne Pseudonymisierung der Daten 

Transparenzgebot und  

Vorrang der Informationsweitergabe im Einverständnis 
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Gründe für das mehrstufige Verfahren nach §  4 KKG 

¿ Berufsgeheimnisträger sind näher an den betroffenen Familien als die 

Jugendhilfe und könnten Kompetenzen und Grenzen der Eltern besser kennen 

¿ Das mehrstufige Verfahren dient auch der Wahrung der vorrangigen elterlichen 

Erziehungsverantwortung und des Primats der elterlichen Gefahrenabwendung 

(Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) 

¿ Berufsgeheimnisträger sollen ihre Stellung und Vertrauensbeziehung zu Kind 

und Eltern nutzen und Eltern zur Inanspruchnahme von Hilfen motivieren 

¿ Dafür  

● müssen Kind und Eltern über alle Schritte informiert werden 

(Transparenzgebot) und 

● es dürfen nur die zur Gefährdungseinschätzung bzw. -abwendung 

erforderlichen Daten übermittelt werden (Verhältnismäßigkeitsgrundsatz) 

¿ Beratungsanspruch zur Unterstützung der Berufsgeheimnisträger bei der 

Gefährdungseinschätzung, „da die Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung 

im Einzelfall sehr schwierig und komplex sein kann und zudem nicht immer zu 

den typischen Aufgaben der unter die Norm fallenden Berufsgruppen zählt“ 

(BT-Drucks. 17/6256, S. 19) 

 



§  4 Abs. 2 KKG: Beratung durch die iseF 

¿ Rechtsanspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (i ISEF)  zur 

Einschätzung der Kindeswohlgefährdung + Kenntnis hierüber 

¿ Ziel: Erhöhung der Handlungssicherheit der Berufsgeheimnisträger bei der 

Wahrnehmung ihrer eigenen Schutzpflichten 

¿ Inwieweit passt das  ISEF-Modell aus §  8a SGB VIII auf Berufsgruppen außerhalb 

der Kinder- und Jugendhilfe? 

¿ Aufgaben der iseF: 

● Beratung bei der Gefährdungseinschätzung 

● Fallverantwortung bleibt aber bei den Berufsgeheimnisträgern 

¿ Qualifikation der iseF: 

● Keine gesetzliche Regelung 

● Kenntnisse u. a. von sozialpädagogischer Diagnostik, rechtlichen Fragen, 

Organisations- bzw. feldspezifischem Systemwissen, Formen und Ursachen 

von Kindeswohlgefährdungen, Risikofaktoren 

● Zusätzliche Kenntnisse von Besonderheiten im Berufsfeld der zu beratenden 

Fachkraft (vorhandene Ressourcen, Organisation, Arbeitsbedingungen etc.) 

¿ Pflicht zur Pseudonymisierung der Daten vor Übermittlung an die  ISEF 



Regelungsstandort ï Rechtsanspruch ï Bundesrecht ./. Landesrecht 

¿ §  8b SGB VIII adressiert – ebenso wie das KKG – Berufstätige außerhalb der 

Jugendhilfe 

¿ Der Beratungsanspruch nach §  8b SGB VIII gehört systematisch deshalb in das 

KKG 

 

¿ §  8b Abs. 1 SGB VIII und §  4 Abs. 2 S. 1 KKG beinhalten Rechtsansprüche auf 

Beratung 

" Das Jugendamt ist zur Sicherstellung der Beratung durch eine iseF verpflichtet 

¿ Die Beratung ist einklagbar; ggf. einstweiliger Rechtsschutz 

 

¿ Landesrechtliche Regelungen weichen teilweise inhaltlich vom KKG ab 

(Meldepflicht statt Befugnis / kein mehrstufiges Verfahren vor Meldung an das 

Jugendamt) 

¿ Soweit derselbe Sachverhalt geregelt wird und sich der Adressatenkreis 

überschneidet, bricht gemäß Art. 31 GG Bundesrecht Landesrecht 

(Geltungsvorrang des Bundesrechts) 

¿ Eine Anpassung / Nachbesserung durch die Landesgesetzgeber ist nicht 

erforderlich, weil die landesrechtlichen Vorschriften mit Inkrafttreten des 

BKiSchG ihre Wirksamkeit verloren haben 



Regelungsstandort und Durchsetzbarkeit des Beratungsanspruchs 

¿ §  8b Abs. 1 SGB VIII und §  4 Abs. 2 S. 1 KKG beinhalten 

Rechtsansprüche auf kostenfreie Beratung 

" Das Jugendamt ist zur Sicherstellung der Beratung durch eine  ISEF 

verpflichtet 

¿ „Es ist Aufgabe der Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen 

ihrer Gesamtverantwortung dafür zu sorgen, dass in der jeweiligen 

Region ein Pool kompetenter Personen zur Verfügung steht.“ (BT-

Drucks. 17/6256, S. 19) 

¿ Die Beratung ist einklagbar; ggf. einstweiliger Rechtsschutz 

 



Artikel 4 

BKiSchEvaluation 

 

 Die Bundesregierung hat die 

Wirkungen dieses Gesetzes unter 

Beteiligung der Länder zu untersuchen 

und dem Deutschen Bundestag bis 

zum 31. Dezember 2015 über die 

Ergebnisse dieser Untersuchung zu 

berichten. 



Das BKiSchG eine Success story?! 
¿ Obwohl das BKiSchG nicht „freiwillig“ aus der Mitte der Praxis der 

Sozialen Arbeit initiiert und entwickelt wurde, muss das noch kein 

schlechtes Vorzeichen sein 

¿ Ohne Beiträge der Strafjustiz wären weder die Empfehlungen des 

Städtetages (Erstfassung 2003) zur Verringerung des strafrechtlichen 

Risikos von Mitarbeitern noch der §  8a SGB VIII (2005) entstanden 

¿ Inzwischen versteht es Soziale Arbeit weit besser (?!) mit 

„Zwangskontexten“ umzugehen 

¿ Strafrecht stabilisiert das Umfeld und kann zugunsten effektiverer Mittel 

zur Rechtsgüterbewahrung zurücktreten 

¿ §  8a SGB VIII führt zur Verringerung des ohnehin geringen 

strafrechtlichen Risikos für Sozialarbeiter in der Kinder- und 

Jugendhilfe (sekundäres Ziel) - Primäres Ziel von Straf-, Sozial- 

und Zivilrecht: der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 

Gefahren für ihr Wohl (primäres Ziel) 

 

 

 



Oder: sollten wir uns von dieser Fassade 

(?) nicht blenden lassen? 

¿ Ändert sich die Praxis durch von Außen aufgedrängten 

Gesetzesreformen?  

 Immerhin: 

 ĂDie Abwehr einer Kindeswohlgefªhrdung durch eine 

 sozialarbeiterische Intervention ist eine der 

 schwierigsten Aufgaben professioneller Hilfeñ.   

 Beklagt wird zunehmend eine Kluft Ăzwischen den 

 Zielen und Aktivitäten der Planungs- und 

 Steuerungsebene und der Alltagspraxis der

 sozialarbeiterischen Basisñ. (Gissel-Palkovich, 2011) 

¿ Noch nie standen für Strukturen in den Administrationen 

Verantwortliche vor einem Strafgericht; dort mussten sich 

bislang ausschließlich nur die „Frontsoldaten“, die auch noch 

ergebnislos „Überlastanzeigen“ erstattet hatten, verantworten.   

 

 

  

 

 



„Kardinalfragen“  

¿ Aus- und Fortbildung (bereits an den Hochschulen) aller professionell 

an Interventionen Beteiligten 

¿ Ausreichende Ausstattung an qualifiziertem Personal – realistische 

Fallzahlen 

¿ Zwingende Einbeziehung externer Experten beim Verstehen und 

Handeln (zB Kinderschutzambulanzen) 

¿ Qualifizierte Diagnostik zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos und 

als Voraussetzung der Hilfeplanung 

¿ Neue Kultur der interdisziplinären Kommunikation und Kooperation 

¿ Entdämonisierung von Polizei, Justiz, Gerichtsmedizin und Psychiatrie 

¿ Aufarbeitung der Theoriedefizite insbes. im Hinblick auf 

Zwangskontexte 

¿ Empirisch gestützte Begleitforschung zur Implementation der neuen 

Regelungen 



     ĂZu fr¿h, zu spªt, zuviel oder zu wenigñ  

 Fragen nach der Bewahrung des Kindeswohls sind keine 
geringeren als die nach dem Wert des Lebens. Diese 
Fragen werden wir uns immer aufs Neue stellen müssen 
und  Hergebrachtes überprüfen und gegebenenfalls 
überwinden müssen. Das Verhältnis Eltern-Kind-Staat 
wird immer ein heikles bleiben; diese Gratwanderung 
kann dem Gesetzgeber ebenso wenig abgenommen 
werden wie den Fachkräften in der Kinder- und 
Jugendhilfe, dem Familiengericht, den Lehrkräften, den 
Pädiatern, aber auch nicht den Fachkräften in der 
Häuslichen Kinderkrankenpflege. Die 
Spannungsverhältnisse bleiben. Es gilt sie zu gestalten:        
Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die 

staatliche Gemeinschaft     (Art. 6 Abs. 2 GG)  



„kein Kind darf verloren gehen“ 

¿ Kindesschutz gelingt am besten mit den Eltern, 

die Kinder- und Jugendhilfe – wie auch die 

Gesundheitshilfe, aber auch die Justiz – erreicht am 

besten das Kind über die Eltern, aber manchmal 

gelingt dies eben nicht; und dann muss der Staat 

erst Recht seine Schutzpflichten wahrnehmen, 

notfalls auch ohne oder gar gegen Eltern. Zudem: 

Schon angesichts der demographischen Entwicklung 

in Deutschland können wir uns misslingende 

Sozialisation gar nicht leisten; sie ist nicht nur 

individuell für die Betroffenen, sondern auch für Staat 

und Gesellschaft zu teuer – „kein Kind darf 

verloren gehen“.  



Ludwig Salgo 66 


